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Rechtsprechung der EU-Gerichte

& ImSpannungsverh�ltniszwischenUN-Recht
und EU-Recht –dieunendlicheKadi-Saga

EuG (7. Kammer), Urteil vom 30. 9. 2010 – Rs. T-85/09; Yassin
Abdullah Kadi gegen Europ�ische Kommission

Tenor

Die Verordnung (EG) Nr. 1190/2008 der Kommission vom
28. 11. 2008 zur 101. �nderung der Verordnung (EG)
Nr. 881/2002 des Rates �ber die Anwendung bestimmter spe-
zifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Perso-
nen und Organisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-
Qaida-Netzwerk und den Taliban in Verbindung stehen,
wird, soweit sie Herrn Yassin Abdullah Kadi betrifft, f�r
nichtig erkl�rt.

VO (EG) Nr. 881/2002 i.d.F. der VO (EG) Nr. 1190/2008

& EWS-Kommentar
Von Prof. Dr. Peter Hilpold, Universit�t Innsbruck*

I. Das Problem

Die unendliche Kadi-Saga ist um eine Episode reicher: Das Ge-
richt hat am 30. 9. 2010 erneut das System der EU-Individual-
sanktionen gegen Terroristen f�r rechtswidrig erkl�rt. Konkret
wurde die VO 1190/2008 aufgehoben, die zum 101. Mal jene
Verordnung (VO 881/2002) novellierte, welche dieses Sankti-
onsregime gegen Individuen und Einrichtungen im Nahebereich
von Osama Bin Laden, Al Kaida und den Taliban begr�ndet
hatte. In den Jahren 2005 und 2008 hatte zuerst das EuG und
dann der EuGH zu dieser Frage Stellung bezogen. Beide Urteile
sind Marksteine der EU-Rechtsprechung (EuG, 21. 9. 2005 –
T-315/01, Slg. II 2005, 3659 sowie EuGH, 3. 9. 2008 – verb. Rs.
C-402/05 P und 415/05 P, Slg. 2008, I-6351). In ihrer Gegen-
s�tzlichkeit verdeutlichen sie den Interessenkonflikt in der zu-
grunde liegenden Auseinandersetzung (vgl. dazu bspw. Hilpold,
EU Law and UN Law in Conflict: The Kadi Case, in: 13 Max
Planck YB of UN Law 2009, 141 sowie ders., UN Sanctions Be-
fore the ECJ: the Kadi Case, in: Reinisch (Hrsg.), Challenging
Acts of International Organizations before National Courts,
OUP 2010, 18). In der Substanz geht es um folgende Fragen:
Wo liegen die Grenzen f�r die Bek�mpfung des internationalen
Terrorismus? Wie soll sich die EU im Spannungsverh�ltnis zwi-
schen Anti-Terrorismusmaßnahmen und Verteidigung eines
den EU-Raum qualifizierenden hohen Grundrechtschutz posi-
tionieren? Inwieweit ist die EU an UN-Sicherheitsratsbe-
schl�sse gebunden? Wie soll die politisch und wirtschaftlich
immer mehr erstarkende EU ihre Rolle in einem internationalen
System definieren, das ihren Anspr�chen in vielem nicht (mehr)
gerecht wird?

Das EuG hatte auf diese Fragen noch eine klassische Antwort
zu geben versucht und eine Koordinierung von EU-Recht und
UN-Recht angestrebt. Dabei sollte dem V�lkerrecht grunds�tz-
lich der Primat zugesprochen werden. Zur Bek�mpfung des Ter-
rorismus, seit einem Jahrzehnt die gr�ßte Gefahr f�r die natio-
nale und die internationale Sicherheit, sollte auch die EU ge-
wisse Einschr�nkungen im Grundrechtsschutz zu akzeptieren
bereit sein. Der sehr breite politische Ermessensspielraum des
Sicherheitsrats sollte nur dem zwingenden Recht (ius cogens)
untergeordnet sein.

In seinem drei Jahre sp�ter ergangenen Urteil nahm der EuGH
dagegen eine diametral entgegengesetzte Haltung ein: Er deute-
te das Verh�ltnis zwischen EU-Recht und V�lkerrecht nicht

mehr monistisch, sondern dualistisch. Im Konfliktfall sollte
dem EU-Recht zumindest immer dann Vorrang geb�hren, wenn
die Verfassungsgrunds�tze der EU gef�hrdet waren (Rdnr. 285
des Urteils verb. Rs. C-402/05 P und 415/05 P). Auch dieses
Urteil stieß in der Literatur auf massive Kritik. Das UN-Sankti-
onsregime gegen die Taliban, Osama Bin Laden und Al Kaida,
basierend auf der Sicherheitsratsresolution 1267/1999, sieht die
Einfrierung des Verm�gens von Individuen und Einrichtungen
vor, die verd�chtigt werden, die genannten Terrorbewegungen
zu unterst�tzen. Die Sanktionen werden auf der Grundlage ver-
traulicher Informationen der UN-Mitgliedstaaten ergriffen und
von einem Sanktionsausschuss administriert, der mit dem UN-
Sicherheitsrat personell identisch ist. Die Verteidigungsrechte
der Beschuldigten sind stark eingeschr�nkt: Weder k�nnen sie
Einblicke in die zugrunde liegenden Beweise nehmen noch ha-
ben sie Zugang zu einem unabh�ngigen Gericht. Der Sanktions-
ausschuss entscheidet in einem diplomatischen Verfahren.
Rechtsmittel gibt es keine dagegen.

Die offene Konfrontation zwischen EU und Vereinten Nationen
hat im Sicherheitsrat zu einem gewissen Einlenken gef�hrt. Die
Vereinten Nationen, f�r welche der Schutz der Menschenrechte
ein prim�res Anliegen ist, konnten den Vorwurf, bei der Verfol-
gung dieses Ziel rechtsstaatliche Grunds�tze zu verletzen, nicht
auf sich sitzen lassen. Und noch wichtiger: Bei der Bek�mpfung
des internationalen Terrorismus sind die Vereinten Nationen auf
die Kooperation der EU und ihrer Mitgliedstaaten angewiesen.
Die von der EU ge�ußerten Bedenken waren somit ernst zu neh-
men. Schon ab 2006 wurden verschiedene rechtsstaatliche Ga-
rantien eingef�hrt: So wurde mit Res. 1730 (2006) eine Be-
schwerdestelle („focal point“) eingef�hrt, an welche Antr�ge
auf Listenstreichung eingebracht werden k�nnen; laut Res.
1735 (2006) sollten die von einzelnen Staaten eingebrachten
Antr�ge auf Aufnahme in die Listen detailliert begr�ndet sein;
gem�ß Res. 1822 (2008) sollten die Staaten bestimmen k�nnen,
welcher Teil der Begr�ndung ver�ffentlicht werden sollte. Die
Ver�ffentlichung erfolgt auf der Homepage des Sanktionsaus-
schusses. Die Listen werden nunmehr j�hrlich �berpr�ft. Res.
1904 (2009) f�hrte schließlich das „Amt des Ombudsmanns“
ein, der den Sanktionsausschuss bei der Administrierung des
Sanktionsregimes beraten sollte. Dieser Ombudsmann, eine
herausragende Pers�nlichkeit von unzweifelhaftem morali-
schem Rang und anerkannter Integrit�t, sollte die Rechtsstaat-
lichkeit des Verfahrens garantieren.

Waren diese Reformen ausreichend? F�r ein diplomatisch-v�l-
kerrechtliches Verfahren, das im Angesicht einer außergew�hn-
lichen und schwerwiegenden Bedrohung der internationalen
und nationalen Sicherheit und letztlich auch der Menschenrech-
te geschaffen worden war, waren diese Reformen sicherlich sehr
weitgehend. Gerade der letzte Schritt, die Schaffung eines kei-
ner Regierung und keiner internationalen Organisation verant-
wortlichen Ombudsmans, der den Sicherheitsrat bzw. den Sank-
tionsausschuss unter erheblichen moralischen Druck setzen
konnte, ist als Meilenstein im V�lkerrecht zu sehen. Zweifels-
ohne ist damit aber noch kein rechtsstaatliches Verfahren
gew�hrleistet, das den Anspr�chen in der EU bzw. im EMRK-
System gen�gen k�nnte. Das radikale Gegenmodell war auf die
Einf�hrung eines gerichtlichen bzw. quasi-gerichtlichen �ber-
pr�fungsverfahrens ausgerichtet. Dies w�rde bedeuten, dass der
Sicherheitsrat (bzw. der Sanktionsausschuss) in seinem Han-
deln nicht mehr allein politisch-moralischer Kontrolle (und ggf.
entsprechendem Druck) ausgesetzt w�rde, sondern die Letzt-
entscheidung einer unabh�ngigen Drittinstanz �berantwortet
w�rde. Das letzte Jahrzehnt hat gezeigt, dass Fragen der Terro-
rismusbek�mpfung den Kernbereich nationaler Souver�nit�t
ber�hren. Kann der Staatengemeinschaft zugemutet werden,

* Mehr erfahren Sie auf S. IV.



dass sie die Verantwortung �ber die daf�r erforderlichen Maß-
nahmen aus der Hand zu geben hat?

Vielfach wurde in der Literatur darauf hingewiesen, dass die
EU und die Vereinten Nationen in dieser Frage aufeinander zu-
zugehen h�tten. Tats�chlich ist dies aber nicht bzw. nur in sehr
eingeschr�nkter Form geschehen. Die Fronten sind seit dem
EuGH-Urteil vom 3. 9. 2008 verh�rtet, seit dem Urteil des EuG
vom 30. 9. 2010 erscheinen sie nahezu un�berwindbar.

II. Die Entscheidung des Gerichts

Yasin Abdullah Ezzedine Kadi ist saudischer Staatsb�rger und
Gr�ndungsmitglied der Muwafaq-Stiftung, die wiederum in en-
ger Verbindung mit dem Al Kaida-Terrornetzwerk sowie mit
den Taliban steht. Ihr wird weiters die Finanzierung von Waf-
fenhandel in Albanien und in Bosnien-Herzegowina zur Last
gelegt (vgl. Rdnr. 50 des Urteils vom 30. 9. 2010). �ber einen
Mitstreiter, Herrn Al-Ayadi, scheint auch eine direkte Verbin-
dung zu Osama Bin Laden gegeben zu sein. Herr Kadi wurde
am 17. 10. 2001 in die konsolidierte UN-Sanktionsliste und
zwei Tage sp�ter in den Anhang der VO Nr. 467/2001 als Ter-
rorverd�chtiger aufgenommen und damit wurden seine gesam-
ten Gelder und sonstigen Finanzmittel eingefroren. Wie gezeigt,
wies das EuG die Nichtigkeitsklage im Jahr 2005 zur�ck, w�h-
rend der EuGH drei Jahre sp�ter der Nichtigkeitsklage statt gab.
F�r Herrn Kadi �nderte sich jedoch wenig. Die Wirkungen der
angefochtenen Verordnung wurden vom EuGH f�r drei Monate
aufrechterhalten. Diese Zeit nutzte die Kommission, Herrn Ka-
di von ihrer Absicht zu informieren, die Sanktionen gegen ihn
fortzuf�hren. Sie �bermittelte ihm zudem eine Zusammenfas-
sung der Gr�nde, die der Sanktionsausschuss der EU weiterge-
leitet hatte und informierte ihn �ber sein Recht, zu diesen Be-
weisen Stellung zu nehmen. Herr Kadi erachtete diese Informa-
tionen als unzureichend, versuchte aber dennoch, auf dieser
Grundlage Stellung zu beziehen. Die Kommission konnte dies
nicht �berzeugen. Sie war der Auffassung, den Erfordernissen
eines fairen Verfahrens – so, wie vom EuGH 2008 eingefordert
– Gen�ge getan zu haben und best�tigte mit VO Nr. 1190/2008
v. 28. 11. 2008 die Sanktionen gegen Herrn Kadi. Dagegen er-
hob Herr Kadi erneut Nichtigkeitsklage.

Das EuG gab dieser Klage statt. Die grunds�tzliche Problema-
tik, mit welcher EuG und EuGH 2005 und 2008 konfrontiert
waren, zeigte sich hier erneut, wobei das Ergebnis keineswegs
von vornherein feststand. Die massive Kritik, auf welche das
EuGH-Urteil aus 2008 gestoßen war (vgl. bspw. Hilpold, 2009
sowie de Burca, The European Court of Justice and the Interna-
tional Legal order after Kadi, Jean Monnet Working Paper
2009, 1) h�tten einen Anlass darstellen k�nnen, nach einem
Kompromiss zu suchen, der allen widerstreitenden Bed�rfnis-
sen h�tte gerecht werden k�nnen. Es ist kaum anzunehmen, dass
der EuGH beharrlich an dem Modell des radikalen Dualismus
zwischen V�lkerrecht und Europarecht, das im Urteil aus 2008,
noch deutlicher aber in den diesbez�glichen Schlussantr�gen
von Generalanwalt Poiares Maduro vom 16. 1. 2008, zum Vor-
schein gekommen ist, auf Dauer festhalten kann und will. Die
Emanzipation des EU-Rechts (bzw. fr�her des Gemeinschafts-
rechts) vom V�lkerrecht mag einen besonderen Charakterzug
dieser Rechtsordnung darstellen, der letztlich seit Costa/Enel
auch pr�gend f�r ihren Erfolg gewesen ist. Kann dieser Weg
aber unbegrenzt fortgesetzt werden, so dass das V�lkerrecht
und das Unionsrecht tats�chlich „zwei unterschiedliche Plane-
ten desselben Rechtsuniversums“ (f�r diese Wendung vgl. Lav-
ranos, Judicial Review of UN Sanctions by the European Court
of Justice, 78 Nordic Journal of International Law 2009, 343,
349) darstellen? Ist es nicht eher angezeigt, diese beiden
Rechtsordnungen zu koordinieren und nach Synergien zu su-
chen, ein Ansatz, der im �brigen gerade von der EU immer wie-
der proklamiert wird (so z.B. in der Europ�ischen Sicherheits-
strategie 2003)?

Dem Gericht war diese Problematik voll und ganz bewusst und
sie spiegelt sich auch im Urteil vom 30. 9. 2010 wider. Bei ge-

nauer Lekt�re werden auch menschliche Empfindsamkeiten
eines Richterkollegiums deutlich, das in ein hierarchisches Ver-
h�ltnis eingebunden ist und damit akzeptieren muss, auch im
Falle scharfsinnigster Argumentation in der Sache nicht not-
wendigerweise das letzte Wort behalten zu k�nnen.

Die Aufhebung des EuG-Kadi-Urteils aus 2005 durch den
EuGH im Jahr 2008 war – zumindest implizit – mit einer massi-
ven Kritik an der juristischen Argumentation des Erstgerichts
verbunden. Diese Kritik musste umso schmerzhafter empfun-
den werden, als das erstinstanzliche Urteil den enormen Auf-
wand des Richterkollegiums erkennen l�sst, eine originelle und
gleichzeitig konziliatorische L�sung in Hinblick auf eine Prob-
lematik zu finden, die v�llig neu war, in Zukunft aber das Uni-
onsrecht weiter herausfordern d�rfte. Weiter verst�rkt wurde
diese Problematik noch durch den Umstand, dass dieses Urteil
ein dezidiert dogmatisches Dokument war, die Richter sich also
auch in ihrer Eigenschaft als Wissenschaftler bewusst exponier-
ten. An dieser Haltung setzte im �brigen auch die erste – wis-
senschaftliche – Kritik am betreffenden Urteil an, wenn das
EuG als „Gericht der V�lkerrechtsprofessoren“ bezeichnet wor-
den ist (Simon and Mariatte, ,Le Tribunal de premi�re instance
des Communaut�s: Professeur de droit international

,

(2005) Eu-
rope 12, 6–12).

Im Urteil vom 30. 9. 2010 l�sst sich das EuG die Gelegenheit
nicht nehmen, an mehreren Stellen zumindest indirekt auf die
Vorz�ge seines urspr�nglichen, den Vorrang des UN-Rechts be-
kr�ftigenden Ansatzes zu verweisen und aufzuzeigen, dass der
EuGH-Ansatz mit v�lkerrechtlichen Prinzipien kollidiert –
einer Ordnung, die auch von der EU und ihren Mitgliedstaaten
zu achten ist (Rdnr. 41 und insbes. Rdnrn. 114ff.). Das EuG
spricht offen an, dass die Verabsolutierung der „Verfassungs-
prinzipien des Unionsrechts“ („the very foundations oft he
Community legal order“) zu einer v�lligen Losl�sung des Uni-
onsrechts von der V�lkerrechtsordnung f�hre (Rdnr. 119) und
dass es problematisch sei, die UN-Charta mit einem gew�hnli-
chen v�lkerrechtlichen Vertrag gleichzusetzen und demgem�ß
auch seine Wirkungen im Unionsrecht nach Art. 300 EGV
(nunmehr Art. 218 AEUV) zu bestimmen (Rdnr. 120).

Nach all dieser offenen oder impliziten Kritik nimmt das EuG
aber auch die Realit�t zur Kenntnis: Im hierarchischen System
des Gerichtshofs ist es gegebenenfalls Aufgabe des EuGH, eine
�nderung der Rechtsprechung einzuleiten, die in der Beru-
fungsinstanz zum vorausgehenden Verfahren – und noch dazu
durch die Große Kammer des EuGH – begr�ndet worden ist
(Rdnr. 121).

III. Praxisfolgen

Das EuG kommt an einer Anwendung der vom EuGH festge-
setzten Prinzipien nicht vorbei (dies gilt, obwohl es sich hier um
ein autonomes Verfahren handelt und nicht um eine Zur�ckver-
weisung eines Verfahrens gem�ß Art. 61 der Satzung des Ge-
richtshofs) und dieser Aufgabe ist dieses Gericht dann auch
konsequent nachgekommen. Ausgehend von dem vom EuGH
vorgegebenen Grundgedanken, dass die Europ�ische Union bei
der Anwendung von Sanktionen, die derart nachhaltig in die Ei-
gentumsrechte des Kl�gers eingreifen, ein rechtsstaatliches Ver-
fahren zu gew�hrleisten habe, das den hohen Anspr�chen des
Grundrechtsraums von EU und EMRK gen�gen m�sse, war die
Nichtigerkl�rung der angefochtenen Verordnung eine logische
Konsequenz. Das UN-Sanktionsregime, das maßgeblich auf
vertraulichen Informationen – oft aus Geheimdienstquellen –
aufbaut, Informantenschutz besondere Bedeutung beimisst und
Teil eines universellen Antiterrorsystems ist, das mit einer his-
torisch beispiellosen Herausforderung konfrontiert ist, kann
diesem Anspruch nicht gerecht werden.

Die gesamte Spannweite des Dilemmas, mit welchem die Staa-
tengemeinschaft hier konfrontiert ist, kommt in dem Urteil vom
30. 9. 2010 voll und ganz zum Ausdruck. Das EuG scheint
durchaus Sympathien mit der von Kommission und Rat vertre-
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tenen Position zu hegen, wonach der weltweite Kampf gegen
den internationalen Terrorismus nicht gewonnen werden kann,
wenn einzelne Staaten oder gar ganze Staatenbl�cke Alleing�n-
ge w�hlen und aus Initiativen ausscheren, die auf UN-Ebene be-
schlossen worden sind. Damit wird nicht nur die Autorit�t der
Vereinten Nationen untergraben, sondern ein Abwehrmechanis-
mus gef�hrdet, der letztlich – auch – der Verteidigung grundle-
gender Menschenrechte dient. Zu sehr wird h�ufig �bersehen,
dass der Antiterrorismuskampf nicht nur im Dienste der inter-
nationalen Sicherheit steht, sondern eine Gef�hrdung f�r den
Kernbereich des internationalen Menschenrechtsschutzes ab-
wehrt.

Andererseits ist aber auch bekannt, dass in einzelnen Staaten –
wozu auch hochentwickelte Rechtsstaaten z�hlen – der Kampf
gegen den Terrorismus zu einer inakzeptablen Einschr�nkung
des Rechtsstaates gef�hrt hat. Dagegen ist die Europ�ische Uni-
on stets aufgestanden und es ist nur konsequent, wenn sie im ei-
genen Haus denselben Anspruch vertritt. Auch ist zu erw�hnen,
dass die nicht unbedeutenden verfahrensrechtlichen Garantien,
die mittlerweile in das UN-Sanktionssystem eingebaut worden
sind, ohne diesen Widerspruch – der maßgeblich von der EU
vorgetragen worden ist – wohl kaum zustande gekommen w�-
ren.

Es ist nun Zeit f�r ein wirkliches Aufeinanderzugehen. Die He-
rausforderung durch den internationalen Terrorismus ist viel zu
ernst, um diese Situation als Vorwand zu nutzen, die Sonderpo-
sition der EU im internationalen System unter Hinweis auf
einen elit�ren Rechtsstaatlichkeitsanspruch weiter abzuschir-
men. Das UN-System hat hingegen die auf regionaler Ebene ge-
�ußerten menschenrechtlichen Bedenken gegen�ber dem Sys-
tem der Individualsanktionen ernster zu nehmen. Der „dialogue
des sourds“ ist zu beenden und stattdessen ist der in zahlreichen
internationalen Dokumenten bekundeten Intention Folge zu
leisten, wonach in Menschenrechtsbelangen eine engere Ko-
operation zwischen internationaler und regionaler Ebene ange-
strebt werden soll.

& Verbrauchergerichtsstand gem. Art. 15
Abs. 1 Buchst. c EuGGVO: Kriterien, die
anzeigen, dass ein Gewerbetreibender im
Internet seine T�tigkeit auf den
Wohnsitzmitgliedstaat des Verbrauchers
„ausrichtet“ – „Pammer“

EuGH (Große Kammer), Urteil vom 7. 12. 2010 – – verb. Rs.
C-585/08 und C-144/09; Peter Pammer gegen Reederei Karl
Schl�ter GmbH & Co. KG und Hotel Alpenhof GesmbH gegen
Oliver Heller

Tenor

1. Ein Vertrag �ber eine Frachtschiffsreise wie der im Aus-
gangsverfahren der Rechtssache C-585/08 fragliche stellt
einen Reisevertrag, der f�r einen Pauschalpreis kombinierte
Bef�rderungs- und Unterbringungsleistungen vorsieht, im
Sinne von Art. 15 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001
des Rates vom 22. 12. 2000 �ber die gerichtliche Zust�ndig-
keit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entschei-
dungen in Zivil und Handelssachen dar.

2. F�r die Feststellung, ob ein Gewerbetreibender, dessen
T�tigkeit auf seiner Website oder der eines Vermittlers pr�-
sentiert wird, als ein Gewerbetreibender angesehen werden
kann, der seine T�tigkeit auf den Mitgliedstaat, in dessen
Hoheitsgebiet der Verbraucher seinen Wohnsitz hat, im
Sinne von Art. 15 Abs. 1 Buchst. c der Verordnung Nr. 44/
2001 „ausrichtet“, ist zu pr�fen, ob vor einem m�glichen

Vertragsschluss mit dem Verbraucher aus diesen Websites
und der gesamten T�tigkeit des Gewerbetreibenden hervor-
geht, dass dieser mit Verbrauchern, die in einem oder meh-
reren Mitgliedstaaten, darunter dem Wohnsitzmitgliedstaat
des Verbrauchers, wohnhaft sind, in dem Sinne Gesch�fte zu
t�tigen beabsichtigte, dass er zu einem Vertragsschluss mit
ihnen bereit war.

Die folgenden Gesichtspunkte, deren Aufz�hlung nicht er-
sch�pfend ist, sind geeignet, Anhaltspunkte zu bilden, die die
Feststellung erlauben, dass die T�tigkeit des Gewerbetrei-
benden auf den Wohnsitzmitgliedstaat des Verbrauchers
ausgerichtet ist, n�mlich der internationale Charakter der
T�tigkeit, die Angabe von Anfahrtsbeschreibungen von an-
deren Mitgliedstaaten aus zu dem Ort, an dem der Gewerbe-
treibende niedergelassen ist, die Verwendung einer anderen
Sprache oder W�hrung als der in dem Mitgliedstaat der Nie-
derlassung des Gewerbetreibenden �blicherweise verwende-
ten Sprache oder W�hrung mit der M�glichkeit der Bu-
chung und Buchungsbest�tigung in dieser anderen Sprache,
die Angabe von Telefonnummern mit internationaler Vor-
wahl, die T�tigung von Ausgaben f�r einen Internetreferen-
zierungsdienst, um in anderen Mitgliedstaaten wohnhaften
Verbrauchern den Zugang zur Website des Gewerbetreiben-
den oder seines Vermittlers zu erleichtern, die Verwendung
eines anderen Dom�nennamens oberster Stufe als desjeni-
gen des Mitgliedstaats der Niederlassung des Gewerbetrei-
benden und die Erw�hnung einer internationalen Kund-
schaft, die sich aus in verschiedenen Mitgliedstaaten wohn-
haften Kunden zusammensetzt. Es ist Sache des nationalen
Richters, zu pr�fen, ob diese Anhaltspunkte vorliegen.

Hingegen ist die bloße Zug�nglichkeit der Website des Ge-
werbetreibenden oder seines Vermittlers in dem Mitglied-
staat, in dessen Hoheitsgebiet der Verbraucher seinen Wohn-
sitz hat, nicht ausreichend. Das Gleiche gilt f�r die Angabe
einer elektronischen Adresse oder anderer Adressdaten oder
die Verwendung einer Sprache oder W�hrung, die in dem
Mitgliedstaat der Niederlassung des Gewerbetreibenden die
�blicherweise verwendete Sprache und/oder W�hrung sind.

VO (EG) Nr. 44/2001 Art. 15 Abs. 1 Buchst. c, Abs. 3

Hinweis der Redaktion:

Das Urteil wird von Prof. Dr. Ansgar Staudinger in EWS
Heft 3/2011 besprochen.

& Diplomanerkennung: Der Inhaber eines
„Diploms“, das ihm in einem anderen
Mitgliedstaat das Recht auf Zugang zum
Beruf des Rechtsanwalts verleiht, muss
trotz fehlenden Nachweises einer im
Aufnahmestaat geforderten praktischen
Verwendung zur Eignungspr�fung
zugelassen werden –„Koller“

Jeder Antragsteller, der Inhaber eines „Diploms“ ist, das
ihm die Aus�bung eines reglementierten Berufs in einem
Mitgliedstaat erlaubt, ist nach Art. 3 Abs. 1 Buchst. a vorbe-
haltlich des Art. 4 der ge�nderten Richtlinie 89/48 berech-
tigt, diesen Beruf in jedem anderen Mitgliedstaat auszu�ben
(Rdnr. 27) – Das „Diplom“ kann aus einer Gesamtheit von
Bef�higungsnachweisen bestehen, die von den nach den spa-
nischen Vorschriften bestimmten zust�ndigen Stellen ausge-
stellt wurden (Rdnr. 28) – Dass der spanische Bef�higungs-




